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7. März 2025 
 
BK3-23-006 Standardangebot der Telekom Deutschland GmbH über den Zugang zu Bauli-
chen Anlagen 

 

Sehr geehrte Frau Schölzel, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

die Telekom Deutschland GmbH hat am 24.01.2025 eine überarbeitete Version des Standardange-

bots über den Zugang zu baulichen Anlagen in dem Verfahren BK3-23-006 vorgelegt. Wir bedanken 

uns für die Möglichkeit zur Abgabe einer dritten Stellungnahme und tragen zu dem vorgelegten 

Standardangebot wie folgt vor: 

 

I. Berücksichtigung der Auswirkungen einer Zugangsverpflichtung für bauliche An-
lagen 

 

Wie bereits in vorherigen Stellungnahmen eingebracht, birgt die Verpflichtung zum Zugang zu bau-

lichen Anlagen das Risiko, Investitionsanreize zu schwächen und die Geschäftsmodelle ausbauen-

der Unternehmen zu entwerten. Ein regulierter Zugang – insbesondere zu Leerrohren – wirkt sich 

nicht nur auf die Betroffene aus, sondern beeinflusst auch Wettbewerber, die eigene Netze errichten 

und Vorleistungen anbieten. Die Gefahr einer faktischen Mitregulierung nicht marktbeherrschender 
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Unternehmen darf nicht außer Acht gelassen werden. Diese Auswirkungen sollten bei der weiteren 

Verfahrensführung und Ausgestaltung des Standardangebots konsequent berücksichtigt werden. 

 

II. Verfahrensdauer des Standardangebotsverfahrens 

 

Nach Einreichung des ersten Standardangebotentwurfs am 13.07.2023 wurde die erste Teilent-

scheidung erst am 14.11.2024 getroffen, gefolgt von der Einreichung eines angepassten Standar-

dangebots am 24.01.2025. Damit dauert dieses Standardangebotsverfahren bereits eineinhalb 

Jahre an, wobei die Umsetzung der Verpflichtungen aus der Regulierungsverfügung vom 

21.07.2022 bereits mehr als zweieinhalb Jahre in Anspruch nimmt. 

 

Die lange Verfahrensdauer führt zu erheblicher Rechtsunsicherheit für Marktakteure, die ihre Inves-

titionen und Strategien auf klare regulatorische Vorgaben stützen. Die andauernde Rechtsunsicher-

heit bezüglich des Umfangs des Standardangebots kann den weiteren Netzausbau beeinträchtigen, 

indem die Investitionsbereitschaft gehemmt oder strategische Entscheidungen verzögert werden. 

Zudem entsteht ein vermeidbarer administrativer Aufwand für alle Beteiligten. Wiederholte Anpas-

sungen an veränderte Marktbedingungen erschweren eine effiziente Regulierung und belasten Res-

sourcen aufseiten der Bundesnetzagentur und der Unternehmen. 

Eine zügige Verfahrensführung ist daher essenziell, um Rechts- und Planungssicherheit zu gewähr-

leisten. 

 

III. Das Standardangebot 

 

1. Streichung des Reziprozitätserfordernisses  

 

Der BREKO begrüßt ausdrücklich die Entscheidung der Beschlusskammer, das von der Betroffenen 

eingeführte Reziprozitätserfordernis ersatzlos zu streichen. Dies stellt klar, dass für eine 
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wechselseitige Zugangsverpflichtung keine rechtliche Grundlage besteht und verhindert eine unzu-

lässige Gleichstellung marktbeherrschender und nicht marktbeherrschender Unternehmen.  

 

2. Beseitigung von Einschränkungen  

 

Der BREKO begrüßt die Streichung der unzulässigen Begrenzung der Anfragen auf eine maximale 

Gesamtlänge von 5 km. Diese Einschränkung war nicht gerechtfertigt und hätte den chancenglei-

chen Wettbewerb behindert. 

 

3. Informationsbereitstellung durch Zugriff auf MEGAPLAN 

 

Trotz der Vorgaben der Beschlusskammer gegenüber der Betroffenen, „ihre vertraglichen Leistungs-

pflichten um die Bereitstellung von aktuellen Informationen zur tatsächlichen Belegung von Kabel-

kanalanlagen bzw. die Kennzeichnung freier Kapazitäten sowie den jeweiligen Zugangspunkten 

über die zentrale Informationsstelle des Bundes nach § 78 TKG zu ergänzen“ (1.3 der ersten Teil-

entscheidung vom 14.11.2024), bleibt die Transparenz über verfügbare Kapazitäten der baulichen 

Anlagen unzureichend. Die Betroffene verweigert weiterhin eine direkte Bereitstellung von Informa-

tionen über tatsächliche Belegungen und freie Kapazitäten. Stattdessen wird auf die zentrale Infor-

mationsstelle nach § 78 TKG verwiesen, ohne sicherzustellen, dass dort stets aktuelle und umfas-

sende Daten vorliegen. 

 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Infrastrukturatlas keine gleichwertige Alternative zu einem 

direkten Zugriff auf MEGAPLAN darstellt. So werden vermeintlich vollständig belegte Leerrohre von 

der Betroffenen nicht im Infrastrukturatlas hinterlegt, wodurch Zugangsnachfrager diese weder iden-

tifizieren noch die behauptete Belegung überprüfen können. Dies führt zu einer einseitigen Beweis-

lastverlagerung zulasten der Nachfrager und widerspricht dem Grundsatz der diskriminierungsfreien 

Zugangsgewährung. Zudem fehlt es an einer vertraglichen Absicherung der Datenlieferungspflicht 
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der Betroffenen, sodass unvollständige oder fehlerhafte Datenlieferungen für Vertragspartner nicht 

mit Schadensersatzansprüchen verbunden sind. 

Hinzu kommt, dass der Infrastrukturatlas aufgrund der bestehenden Zugriffsbeschränkungen keine 

praktikable Lösung darstellt. Während die Betroffene selbst über ihr internes System MEGAPLAN 

präzise Informationen zur Lage und Belegung ihrer baulichen Anlagen erhält, bleibt dieser Zugang 

den Vorleistungsnachfragern verwehrt. Eine Gleichbehandlung im Sinne des EoI-Prinzips wäre nur 

gewährleistet, wenn auch diese Zugang zu MEGAPLAN erhalten. 

 

Eine vollumfängliche und verlässliche Bereitstellung dieser Informationen ist essenziell, um einen 

diskriminierungsfreien Zugang sicherzustellen und eine effiziente Nutzung der bestehenden Infra-

struktur zu ermöglichen. Der BREKO hält daher an seiner bisherigen Forderung nach vollständiger 

Transparenz hinsichtlich der tatsächlichen Kapazitäten fest und fordert weiterhin eine direkte Ein-

sicht in die relevanten Datenbanken, insbesondere MEGAPLAN. 

 

In diesem Zuge möchte der BREKO die weiterhin bestehenden erhebliche Sicherheitsbedenken in 

Bezug auf eine zentrale Sammlung hochsensibler und detaillierter Infrastrukturdaten im Infrastruk-

turatlas in Erinnerung rufen. Die Zahl der Cyberangriffe auf kritische Infrastrukturen steigt weiter an, 

sodass eine erweiterte Nutzung und Offenlegung der Daten für einen breiten Nutzerkreis zusätzliche 

Risiken birgt und vor diesem Hintergrund keine ausreichende Alternative zur Informationsbereitstel-

lung darstellt.  

 

4. Auswirkung der Eigenbedarfsregelung 

 

Durch die erste Teilentscheidung hat die Beschlusskammer die Verkürzung der Eigenbedarfsrege-

lung von sieben auf fünf Jahre veranlasst. Zwar stellt dies eine Verbesserung dar, jedoch bleibt die 

Regelung weiterhin problematisch, da die Vertragsstrafe erst nach fünf Jahren greift, falls die Be-

troffene in diesem Zeitraum keinen Ausbau realisiert. Dies birgt die Gefahr, dass auch andere An-

bieter von einem Ausbau absehen, da frühere Planungen möglicherweise bereits verworfen wurden. 
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In der Folge könnten betroffene Gebiete langfristig unterversorgt bleiben, was dem Ziel eines flä-

chendeckenden Netzausbaus entgegensteht. 

 

Darüber hinaus bleibt unklar, wer für die Überwachung der Eigenbedarfsplanung zuständig ist und 

welche konkreten Nachweise für die Geltendmachung von Eigenbedarf erbracht werden müssen. 

Eine transparente Kontrolle durch eine unabhängige Stelle, idealerweise die Bundesnetzagentur, 

wäre notwendig, um Missbrauch zu verhindern. Ohne eine solche Regulierung kann die Betroffene 

durch Eigenbedarfsanzeigen über Jahre hinweg strategisch Ausbaugebiete blockieren, ohne tat-

sächlich eine Verpflichtung zum Ausbau eingehen zu müssen. Dies wird durch die Möglichkeit für 

verbundene Unternehmen, ebenfalls Eigenbedarf geltend zu machen, noch verstärkt und erschwert 

den Markteintritt von Wettbewerbern erheblich. 

 

Die Einführung einer Vertragsstrafe stellt dabei keinen wirksamen Anreiz dar, um strategisches Blo-

ckieren zu verhindern. Die finanziellen Nachteile für Wettbewerber durch verzögerte Markterschlie-

ßung und entgangene Kundenaufträge übersteigen die Vertragsstrafe bei Weitem, zumal diese erst 

im Nachhinein fällig wird. Zudem bleiben die Ablehnungsgründe für den Netzzugang trotz der An-

passung weiterhin zu weit gefasst, sodass die Möglichkeit, den Zugang mit Verweis auf Eigenbedarf 

zu verweigern, weitgehend bestehen bleibt. 

 

Um eine effektive Regulierung zu gewährleisten, muss die Eigenbedarfsregelung weiter präzisiert 

werden. Eine rein deklaratorische Eigenbedarfsanzeige darf nicht ausreichen, sondern muss mit 

belastbaren, überprüfbaren Planungs- und Finanzierungsnachweisen belegt werden.  

 

5. Fristen und SLA 

 

Das Monitoring, insbesondere gemäß dem neu angefügten Anhang F, allein stellt keinen adäquaten 

Ersatz für klare vertragliche Regelungen zu Bereitstellungsfristen und Vertragsstrafen dar. Zwar 

wurde in der ersten Teilentscheidung eine Verbesserung angestrebt, jedoch wurden wesentliche 
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Anforderungen nicht konsequent umgesetzt. Es fehlt weiterhin an einer klaren Strukturierung, kür-

zeren Fristen und wirksamen Sanktionen für Fristverletzungen.  

Unklar bleibt, wie das Monitoring effektiv ausgestaltet werden soll. Es bedarf einer verbindlichen und 

transparenten Erfassung, beispielsweise durch eine Liste bei der Bundesnetzagentur, in der Eigen-

bedarf und Fristabläufe dokumentiert werden. Zudem ist die Höhe der vorgesehenen Vertragsstra-

fen bei Verzögerungen oder Ausfällen zu gering, um eine wirksame Abschreckung zu gewährleisten. 

Erfahrungen mit vergleichbaren Regelungen, wie etwa im Bereich der Teilnehmeranschlussleitung 

(TAL), zeigen, dass Monitoring allein – ohne echte Konsequenzen – nicht ausreicht. Fehlerhafte 

Prognosen und unzureichende Planung führen dazu, dass vereinbarte Zeitvorgaben regelmäßig 

nicht eingehalten werden. 

 

Ein weiteres Problem liegt in der fehlenden Vergleichbarkeit zwischen den Leistungen, die Nachfra-

gern bereitgestellt werden, und den internen Service Levels (SLAs) der Betroffenen für den Eigen-

bedarf. Es fehlt eine Bezugnahme auf die internen SLAs, wodurch ein Ungleichgewicht zwischen 

eigenen und fremden Infrastrukturnutzungen entsteht. Die Methodik zur Berechnung der Fristen, 

insbesondere die Verwendung eines arithmetischen Durchschnittswerts, bedarf einer genaueren Er-

läuterung. Zudem ist das 95 %-Vertrauensintervall nicht ausreichend – eine 100 %-Klausel ist erfor-

derlich, um eine verbindliche Fristeneinhaltung zu garantieren. 

 

Schließlich bleiben die im Anhang A vorgesehenen Fristen für den Bereitstellungs- und Entstörpro-

zesse unzureichend. Eine konsequente Nachbesserung ist erforderlich, um tatsächliche Verbesse-

rungen im Bereitstellungsprozess zu erreichen und Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. 

 

6. Projektierungskosten 

 

Die Definition der Projektierung muss klar abgegrenzt werden, um sicherzustellen, dass eine kos-

tenfreie Erstanfrage nach dem Zugang zu baulichen Anlagen möglich bleibt. Eine übermäßig weite 

Auslegung des Begriffs, die bereits jede Form der Anfragebearbeitung umfasst, führt dazu, dass 

faktisch keine unverbindliche Abfrage zur Verfügbarkeit von Strecken mehr möglich ist. 
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Eine solche Praxis wäre wettbewerbsverzerrend, da sie die Zahl der Anfragen künstlich reduziert 

und Nachfrager bereits vorab finanziell belastet – selbst dann, wenn sich im Nachhinein herausstellt, 

dass ein Zugang nicht realisierbar ist. Um faire Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten, ist es 

essenziell, eine klare Trennung zwischen einer ersten, kostenfreien Verfügbarkeitsanfrage und einer 

tatsächlichen Projektierung mit darauf aufbauenden, kostenpflichtigen Leistungen festzulegen. 

 

 

Wir bitten um die Beachtung der von uns eingebrachten Punkte und stehen Ihnen für Rückfragen 

gerne zur Verfügung. 

 

     
Henrik Harings         Lisa Müller  
Leiter Regulierungsverfahren & Justiziariat    Referentin für Recht & Regulierung  


